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Nach der Wahl ist vor der Teilhabe

Anlässlich des Weltkindertages am 20. 
September richteten schleswig-holstei-
nische Organisationen ihre Kritik auf 
AnkER-Zentren und Erstaufnahmelager 
für Geflüchtete: Diese Massenunterkünfte 
seien kein Ort für Geflüchtete und schon 
gar kein Ort für Kinder!

Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein, der 
lifeline-Vormundschaftsverein für unbe-
gleitete minderjährige Flüchtlinge, die 
Flüchtlingsbeauftragte des Ev. Luth. Kir-
chenkreises Lübeck-Lauenburg, das Lübe-
cker Flüchtlingsforum, das Medibüro Kiel, 
das Kindercafé Kiel und die Zentrale Bil-
dungs- und Beratungsstelle für Migran-
tinnen und Migranten Schleswig-Holstein 
unterstützen die bundesweite Kampagne 
„Kein Ort für Kinder“ und fordern von 
der künftigen Bundesregierung ein, den 

Aufenthalt für geflüch-
tete Kinder, Familien 
und Erwachsene in Erst-
aufnahmelagern auf 
maximal vier Wochen 
zu begrenzen. 

AnkER-Zentren und 
„AnkER-Zentrums-funk-
tionsgleiche Einrichtun-
gen“, wie sie in Schles-
wig-Holstein heißen, 
sind insbesondere für 
Kinder Orte der Pers-
pektivlosigkeit und der 
Angst – sie gehören 
abgeschafft. Statt sozia-
ler Isolation und fehlen-
der Partizipation brau-
chen wir faire Asyl-
verfahren und gleiche 
Rechte für alle Kinder, 
die in Deutschland 
leben.

Rechte von Kindern 
werden verletzt

Während ihres Asylverfahrens müssen 
Asylsuchende mittlerweile regelmäßig bis 
zu 18 Monate – in einigen Fällen bis zu 
24 Monate – in Erstaufnahmeeinrichtun-
gen bleiben. Familien müssen bis zu sechs 
Monate dort leben. In Schleswig-Holstein 
befinden sich solche Erstaufnahmeeinrich-
tungen in Neumünster, Rendsburg, Boos-
tedt und Bad Segeberg.

In diesen großen und bisweilen abgele-
genen Einrichtungen haben ehrenamtli-
che Unterstützende i.d.R. keinen Zugang. 
Die dort Wohnverpflichteten sind vom 
Rest der Gesellschaft isoliert und unter-
liegen Restriktionen wie Arbeitsverboten 
und durchgängiger Anwesenheitspflicht. 

Asyl-Zentren: Kein Ort für Kinder – 
kein Ort für Niemanden!

Ein Aufruf zum politischen Handeln 
an die neue Bundesregierung

Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein

Schleswig-Holsteinische 
Organisationen unter-
stützen die Kampagne 
zum Schutz in Lagern 
wohnverpflichteter Kinder. 
Die künftige Bundesregie-
rung wird dringend zum 
Handeln aufgefordert.
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Kinder können meist weder die Regel-
schule noch reguläre Kitas besuchen, sind 
dem Angebot von Lagerschulen anheim-
gestellt und haben innerhalb der Einrich-
tungen kaum Platz zum Lernen. Das gilt 
doppelt unter Pandemiebedingungen.

Gleichzeitig erleben Kinder strukturelle 
Gewalt in ihrem direkten Wohnumfeld 
und müssen ggf. Abschiebungen und Poli-
zeieinsätze miterleben. Was gegessen 
wird, bestimmt der Speiseplan in der Kan-
tine. Heimische Speisen und Kochen auf 
dem Zimmer: verboten. Selbstbestim-
mung? Fehlanzeige.

Unterstützung von 
außen wird verhindert

Wegen der Lage und weil der Zugang res-
triktiv gehandhabt wird, ist es für unab-
hängige Organisationen und Freiwillige 
nahezu unmöglich, die Asylsuchenden zu 
unterstützen. Damit sind auch die Chan-
cen im Asylverfahren negativ tangiert. 

Denn Teil des AnkER-Lager-Konzeptes ist, 
die Zeit zwischen Ankunft und der Anhö-
rung im Asylverfahren drastisch zu ver-
kürzen. Damit Menschen über erlittene 
Verfolgung, Gewalt und Demütigungen 
sprechen können, braucht es jedoch Zeit, 
Vertrauensaufbau und unabhängige Bera-

tung vor der Anhörung. Sind diese Vor-
aussetzungen nicht gegeben, werden ent-
scheidende Erlebnisse, z. B. sexualisierte 
Gewalt oder spezielle Fluchtgründe von 
Kindern, aus Scham oder Unkenntnis ver-
schwiegen. Asylanträge werden allzu oft 
trotz fortbestehender Gefahren im Her-
kunftsland abgelehnt.

Der Versuch der Bundesregierung, 
Ankunft und schnelle Abschiebungen 
räumlich in den AnkER-Zentren mitein-
ander zu verbinden, steht in Widerspruch 
zu den tatsächlichen Schutzansprüchen 
der Asylsuchenden. Über der Hälfte der 
Antragsteller*innen wurde im Asylver-
fahren ein Schutzstatus zugesprochen. 
Auch viele zunächst abgelehnte Schutzsu-
chende bleiben langfristig in Deutschland, 
da Gerichte falsche Entscheidungen des 
Bundesamts für Migration und Flüchtlinge 
korrigieren oder humanitäre und famili-
äre Gründe gegen eine Abschiebung vor-
liegen.

Forderungen:
•	 Der Aufenthalt in Erstaufnahmeein-

richtungen muss auf wenige Wochen 
begrenzt werden, damit geflüchtete 
Kinder, Jugendliche und Erwachsene 
schnellstmöglich in Städten und Kom-
munen ankommen können. Hierzu ist 

eine Änderung von § 47 AsylG not-
wendig.

•	 Die neue Bundesregierung muss für 
qualitativ hochwertige Asylverfahren 
einschließlich unabhängiger Unterstüt-
zung und Rechts- und Verfahrensbera-
tung sorgen.

•	 AnkER-Zentren und funktionsglei-
che Einrichtungen müssen abgeschafft 
werden.

•	 Enge, Lärm, kein Platz zum Spielen und 
Lernen, Miterleben von Gewalt und 
Abschiebungen – darunter leiden viele 
Kinder auch in Gemeinschaftsunter-
künften. Die Unterbringung in Woh-
nungen muss daher Vorrang vor der 
Unterbringung in Sammelunterkünften 
haben. § 53 AsylG muss entsprechend 
geändert werden.

Mehr Informationen zur Kampagne „Kein 
Ort für Kinder“: www.keinortfuerkinder.de 
 

Solche Schulen gibt es nicht mehr in Afghanistan.
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